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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Liquidation 
der Deutschen Rentenbank und über weitere 
Maßnahmen zur Abwicklung der landwirtschaft- 
lichen Entschuldung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 147. Sitzung am 7. Oktober 1955 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf folgende Änderung vorzuschlagen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Durch die §§ 5 und 6 des Entwurfs soll das Gesetz zur Abwicklung 
der landwirtschaftlichen Entschuldung vom 25. März 1952 (BGBl. I 
S. 203) geändert werden. Dieses Gesetz ist ein Zustimmungsgesetz. 
Änderungen eines solchen Gesetzes, wie sie der Entwurf vorsieht, 
bedürfen wiederum der Zustimmung des Bundesrates. 


Druck: Bonner Universitäts-Buehdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Bundesregierung vermag dem Änderungsvorschlag nicht beizu- 
treten. 

Die vom Bundesrat vertretene Ansicht, daß jede Änderung eines 
Gesetzes, das mit Zustimmung des Bundesrates ergangen ist, wie- 
derum der Zustimmung des Bundesrates bedürfe, kann nicht als 
zutreffend anerkannt werden. Eine Zustimmungsbedürftigkeit liegt 
vielmehr nur dann vor, wenn es sich um die Änderung solcher Vor- 
schriften handelt, die die Zustimmungsbedürftigkeit des zu ändern- 
den Gesetzes herbeigeführt haben oder mit dessen zustimmungsbe- 
dürftigen Vorschriften in untrennbarem Zusammenhang stehen. 
Diese Voraussetzung ist jedoch weder bei den §§ 5 und 6 noch in 
sonstigen Bestimmungen des vorliegenden Entwurfs gegeben und 
wird übrigens auch vom Bundesrat nicht geltend gemacht. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Liquidation der Deutschen Rentenbank 
und über weitere Maßnahmen zur Abwicklung der 
landwirtschaftlichen Entschuldung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Liquidation der Deutschen Renten- 
bank wird durch den Vorstand der Deut- 
schen Rentenbank durchgeführt. 

(2) Der Vorstand der Deutschen Renten- 
bank besteht aus den jeweiligen Vor- 
standsmitgliedern der Deutschen Renten- 
bank-Kreditanstalt (Landwirtschaftliche Zen- 
tralbank). 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und der Bundes- 
minister der Finanzen werden ermächtigt, die 
für die Verwaltung und für die Liquidation 
der Deutschen Rentenbank erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, soweit es sidi nicht 
um die laufenden Geschäfte der Liquidation 
handelt. Sie können sich zur Durchführung 
dieser Maßnahmen der Organe und Einrich- 
tungen der Landwirtschaftlichen Rentenbank 
bedienen. 

§ 2 

(1) Soweit die Landwirtschaftliche Renten- 
bank auf Grund des § 10 Abs. 1 des Ge- 
setzes zur Abwicklung der landwirtschaft- 
lichen Entschuldung vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 203) an die Stelle der 
Deutschen Rentenbank getreten ist, sind zur 
Ablösung der Sammelurkunde für die Ab- 
lösungsschuldverschreibungen der Deutschen 
Rentenbank sowie zum Umtausch in Kraft 
gebliebener Stücke dieser Art als Einzel- 
urkunden im Sinne des § 22 Abs. 1 Nr. 1 


des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
vom 20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 940) mit 4 vom Hundert verzinsliche 
Schuldverschreibungen der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank zu verwenden. 

(2) In der nach § 11 Abs. 1 Buchstabe a 
des Gesetzes zur Abwicklung der landwirt- 
schaftlichen Entschuldung zu erlassenden Til- 
gungs- und Auslosungsordnung kann be- 
stimmt werden, daß Ablösungsschuldver- 
schreibungen, die mit Mitteln des bei der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank nach § 10 
Abs. 2 bis 4 des Gesetzes zur Abwicklung 
der landwirtschaftlichen Entschuldung gebil- 
deten Zweckvermögens zu Tilgungszwecken 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes erwor- 
ben sind, auf die nach § 37 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes nachzuholen- 
den Verlosungen angerechnet werden. 

§ 3 

(1) Die Gläubiger der Entschuldungshypo- 
theken (Artikel 4 der Neunten Verordnung 
zur Durchführung der landwirtschaftlichen 
Schuldenregelung vom 24. November 1937 
— Reichsgesetzbl. I S. 1305 — ) sind berech- 
tigt, vom Beginn des im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes laufenden Zins- 
abschnitts an zur Abgeltung ihrer Verwal- 
tungskosten zusätzlich V 2 vom Hundert des 
jeweiligen Darlehensbetrages jährlich zu er- 
heben. Die mit der Verwaltung und Ein- 
ziehung der Entschuldungsrenten nach Ar- 
tikel 29 der Neunten Verordnung zur Durch- 
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führung der landwirtschaftlichen Schulden- 
regelung beauftragten Kreditanstalten sind 
berechtigt, vom gleichen Zeitpunkt an ein 
Zehntel des jährlichen Rentenbetrages zu- 
sätzlich zu erheben. 

(2) Sofern die auf Entschuldungshypothe- 
ken oder für Entschuldungsrenten zu er- 
bringenden Jahresleistungen weniger als 
20 Deutsche Mark betragen, können die mit 
ihrer Einziehung beauftragten Kreditanstal- 
ten abweichend von Artikel 4 Abs. 2 Nr. 1 
und Artikel 29 Abs. 1 der Neunten Verord- 
nung zur Durchführung der landwirtschaft- 
lichen Schuldenregelung die Leistungen ein- 
mal jährlich zum 20. Oktober einziehen. 

§ 4 

§ 14 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Liquidierung des Umlaufs an Rentenbank- 
scheinen vom 30. August 1924 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 252) in der Fassung des Sech- 
sten Teils Kapitel III Artikel 1 der Verord- 
nung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen vom 1. Dezem- 
ber 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 517, 592) und 
Artikel 18 der Verordnung über die Ab- 
lösungsschuldverschreibungen nach dem Ge- 


B e g r ü 

Durch die Verwendung von Ablösungs- 
schuldverschreibungen der Deutschen Ren- 
tenbank in der landwirtschaftlichen Ent- 
schuldung besteht eine enge Verbindung 
zwischen der Durchführung der Liquidation 
dieses Kreditinstituts und den erforderlichen 
Maßnahmen für die weitere Abwicklung der 
landwirtschaftlichen Entschuldung. Dement- 
sprechend diente schon die in § 10 Abs. 1 
des Gesetzes zur Abwicklung der landwirt- 
schaftlichen Entschuldung vom 25. März 1952 
getroffene Bestimmung, wonach die Land- 
wirtschaftliche Rentenbank hinsichtlich der 
Ansprüche aus Ablösungsschuldverschreibun- 
gen an die Stelle der Deutschen Rentenbank 
getreten ist, zugleich und in der Hauptsache 
der Liquidation der Deutschen Rentenbank, 
soweit es sich um deren im Bundesgebiet be- 
legene Aktiven und die von ihr im Bundes- 
gebiet zu bedienenden Passiven handelt. Es 


setz zur Regelung der landwirtschaftlichen 
Schuldverhältnisse vom 12. März 1935 
(Reidasgesetzbl. I S. 366) werden aufgehoben. 

§ 5 

In § 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Abwick- 
lung der landwirtschaftlichen Entschuldung 
werden die Worte „im Bundesgebiet“ durch 
die Worte „im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes“ ersetzt. 

§ 6 

Dieses Gesetz sowie die §§ 10 und 11 des 
Gesetzes zur Abwicklung der landwirtschaft- 
lichen Entschuldung gelten nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Für die Anwendung 
des § 11 Abs. 1 Buchstabe b des Gesetzes zur 
Abwicklung der landwirtschaftlichen Ent- 
schuldung im Land Berlin tritt an die Stelle 
des 30. Juni 1952 der 31. Dezember 1955, 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden zweiten Kalender- 
monats in Kraft. 


n d u n g 

empfiehlt sich daher, die zur Regelung bei- 
der Materien notwendigen Bestimmungen in 
einem Gesetz zu vereinigen. 

Über die Liquidation der Deutschen Renten- 
bank bestimmt § 14 Abs. 2 Satz 1 des Ge- 
setzes über die Liquidierung des Umlaufs an 
Rentenbankscheinen vom 30. August 1924 
(Reichsgesetzbl. II S. 252) in der Fassung der 
Verordnung des Reichspräsidenten vom 
1. Dezember 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 517, 
592): 

„Nach Ablauf der Aufrufsfrist (§ 5 Abs. 2) 
tritt die Deutsche Rentenbank in Liquida- 
tion.“ 

Durch diese Vorschrift wurde eine gesetzliche 
Verbindung des Beginns der Liquidation mit 
der endgültigen Einziehung der Rentenbank- 
scheine hergestellt, wobei der Gesetzgeber im 
Jahre 1924 naturgemäß nur an eine Verkehrs- 



übliche Einziehung denken konnte. Nach 
früheren Einziehungen sind die noch im Um- 
lauf befindlichen Rentenbankscheine zusam- 
men mit den Reichsbanknoten in der Wäh- 
rungsreform außer Kurs gesetzt worden 
(§§ 1 und 9 WG). Nach § 1 WG blieben die 
Rentenbankscheine zu 1 Rentenmark zu 
einem Zehntel ihres Nennwertes gesetzliches 
Zahlungsmittel auch noch nach dem 21. Juni 
1948 und verloren ihre gesetzliche Zahlkraft 
laut § 1 Abs. 3 WG erst nach dem 31. August 
1948. Dieser Termin galt auch in Berlin 
(West) (Währungsverordnung vom 24. Juni 
1948 Abschnitt I, 1), während in der sowje- 
tisch besetzten Zone und im Sowjetsektor 
von Berlin bereits bis 28. Juli 1948 sämtliches 
Altgeld, auch das mit Spezialkupons beklebte, 
abzuliefern war (SMAD-Befehl Nr. 111 in 
Verbindung mit der Verordnung über die 
Währungsreform in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands der deutschen Wirt- 
schaftskommission). Somit ist der 31. August 
1948 der Tag der Außerkurssetzung der letz- 
ten Rentenbankscheine, und seit dem 1. Sep- 
tember 1948 befindet sich die Deutsche Ren- 
tenbank in Liquidation. 

Zu § 1 

Da die Deutsche Rentenbank einen ordnungs- 
gemäß bestellten und besetzten Vorstand hat, 
ist es naheliegend, diesem die Durchführung 
der Liquidation zu übertragen (Abs. 1). 

Der Vorstand der Deutschen Rentenbank ist 
seit dem Bestehen der Deutschen Renten- 
bank-KrcJhcuistalt (1925) zu allen Zeiten 
personengleich mit dem dieser Anstalt gewe- 
sen. Es erscheint zweckmäßig, diesen Zustand 
auch gesetzlich festzulegen (Abs. 2), zumal 
die Deutsche Rentenbank ohnehin seit mehr 
als 10 Jahren ohne eigenes Personal arbeitet 
und ihre Geschäfte von der Deutschen Ren- 
tenbank-Kreditanstalt besorgen läßt. 

Abs. 3 lehnt sich an die durch § 17 des Ge- 
setzes über die Landwirtschaftliche Renten- 
bank getroffene Regelung an, die sich für die 
Abwicklung der Deutschen Rentenbank- 
Kreditanstalt bewährt hat. Auf Grund von 
§ 17 a. a. O. haben der Bundesminister der 
Finanzen und der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten durch Ge- 
meinsamen Erlaß vom 21. Tuni 1950 (Bun- 
desanzeiger Nr. 135, vom 18. Juli 1950) 
einen Verwaltungsausschuß der Deutschen 
Rentcnbank-Kreditanstalt errichtet und seine 
Befugnisse geregelt. Der Ausschuß nimmt die 


Aufgaben der Anstaltsversammlung und des 
Verwaltungsrates wahr, soweit die beiden 
Bundesminister sich diese in dem Erlaß nicht 
selbst Vorbehalten haben. Es ist beabsichtigt, 
auf Grund von § 1 Abs. 3 diesen Verwal- 
tungsausschuß im gleichen Umfang für die 
Deutsche Rentenbank tätig werden zu lassen. 
Denn die Geschäftstätigkeit der Deutschen 
Rentenbank ist nach Außerkurssetzung der 
Rentenbankscheine und Übergang der Ver- 
pflichtungen aus den Ablösungsschuldver- 
schreibungen auf die Landwirtschaftliche 
Rentenbank (§ 10 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Abwicklung der landwirtschaftlichen Ent- 
schuldung) nur noch gering; deshalb sowie 
angesichts der weitgehend übereinstimmen- 
den Interessenlage der Deutschen Renten- 
bank-Kreditanstalt als abwickelnde verlagerte 
Geldinstitute im Bundesgebiet und als Alt- 
banken in Berlin (West) dient die vorgeschla- 
gene Regelung ebenso der Zweckmäßigkeit 
wie der Vermeidung unnötigen Aufwandes. 
Auch in anderen grundsätzlichen Maßnah- 
men der Aufsichtsressorts schafft die Vor- 
schrift eine Basis, ohne daß dadurch die Ver- 
antwortung des Vorstandes für die laufen- 
den Angelegenheiten der Abwicklung be- 
rührt wird. 

Zu § 2 

Abs. 1 schreibt vor, wie die Landwirtschaft- 
liche Rentenbank die Pflichten zu erfüllen 
hat, die für sie auf wertpapierbereinigungs- 
rechtlichem Gebiet dadurch entstanden sind, 
daß sie nach § 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Ab- 
wicklung der landwirtschaftlichen Entschul- 
dung vom 25. März 1952 in Verbindung mit 
§ 5 dieses Gesetzes an die Stelle der Deut- 
schen Rentenbank getreten ist, soweit diese 
auf Grund der von ihr ausgegebenen Ablö- 
sungsschuldverschreibungen im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes in Anspruch genommen 
werden kann. 

Sie hat auf Grund dieser rechtlichen Stellung 
nach § 25 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes vom 20. August 1953 
— Zweites ErgGesWBG — (Bundesgesetzbl. I 
S. 940) unverzüglich nach Bestätigung der 
Sammelurkunde — welche die nach § > des 
Gesetzes zur Bereinigung des Wertnaoierwe- 
sens vom 19. August 1949 — WBG — 

(WiGBl. S. 295) kraftlos gewordenen Ablö- 
sungsschuldverschreibungen verbrieft — die 
auf den Gesamtbetrag der Sammelurkunde 
entfallenden Einzelurkunden bei der Wert- 



papiersammeibank einzuliefern. Hiernach 
auszufertigende Einzelurkunden müssen den 
§§ 22 ff. Zweites ErgGesWBG entsprechen. 
Die Landwirtschaftliche Rentenbank hat fer- 
ner nach §§ 31 ff. Zweites ErgGesWBG die 
Möglichkeit, in Kraft gebliebene Ablösungs- 
schuldverschreibungen (mit Lieferbarkeitsbe- 
scheinigungen versehene Stücke) in neue Ein- 
zelurkunden umzutauschen (§ 22 Abs. 1 

Nr. 1, § 24 Zweites ErgGesWBG). Für beide 
Maßnahmen soll sie nach Maßgabe des § 18 
des Gesetzes über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank in der Fassung vom 14. Septem- 
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1330) gedeckte 
DMark-Schuldverschreibungen der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank verwenden. Wenn 
sich dies auch schon in gewisser Weise aus 
§ 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Abwicklung der 
landwirtschaftlichen Entschuldung vom 
25. März 1952 in Verbindung mit §§ 22 ff. 
Zweites ErgGesWBG ergibt, erscheint die 
Vorschrift des Abs. 1 im Interesse der Klar- 
stellung geboten. 

Abs. 2 sieht im Interesse der Liquidität des 
Zweckvermögens vor, daß auf die nach § 37 
des Zweiten ErgGesWBG nachzuholende Til- 
gung bereits vorgenommene Rückkäufe an- 
gerechnet werden können. Es sind seit 1948 
zum Zwecke der Kursstützung (bzw. in Ge- 
stalt einer Naturaltilgung von Entschuldungs- 
darlehen oder Entschuldungsrenten durch 
Annahme von Anleihestücken an Zahlungs- 
statt zum Nennwert) insgesamt Stücke im 
Gesamtbetrag von rd. 7,5 Millionen RM zu- 
rückerworben worden. Die Anrechnung die- 
ser Rückkäufe, die zu einer Zeit erfolgten, 
als Tilgungen in anderer Form nicht möglich 
waren, auf die gern. § 37 a. a. O. vorzuneh- 
menden Teilkündigungen oder Verlosungen 
erscheint billig. 

Zu § 3 

Durch die Währungsreform sind die ohne- 
hin regelmäßig über geringe Beträge lauten- 
den Entschuldungshypotheken und Entschul- 
dungsrenten derart geschrumpft, daß die Ver- 
waltungskosten der regionalen Institute (Ent- 
schuldungsstellen, beauftragte Kreditanstalten 
und rentenverwaltende Stellen) durch die 
Zinsmarge von V 2 v. H. jährlich des jeweili- 
gen Darlehnsrestbetrages bzw. die laufende 
Vergütung in Höhe von 10 v. H. des Jahres- 
rentenbetrages nicht annähernd gedeckt wer- 
den. Eine Vergütung der Mehrkosten an die 
Institute würde, wenn sie zu Lasten des Zweck- 
vermögens gezahlt würde, dessen ohnehin 


geringfügige Erträge empfindlich schmälern 
und sie teilweise unter den 4%igen Zinssatz 
der Ablösungsschuldverschreibungen bringen. 
Ein Zuschlag zu den Zinsen bzw. Renten 
dagegen läßt sich verantworten, einmal, weil 
die Beträge ohnehin gering sind und daher 
den Schuldner nicht merklich belasten, zwei- 
tens aber, weil vergleichbare Neukredite, ins- 
besondere die Besitzfestigungskredite, heute 
vom Letztschuldner mit 5 v. H. zu verzin- 
sen sind, sei es, daß sie aus dem Zweckvermö- 
gen gewährt werden, sei es, daß sie unter die 
Zinsverbilligungsrichtlinien des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten vom 10. Juli 1954 fallen. Der Entwurf 
sieht vor, daß die Institute ermächtigt wer- 
den, zusätzlich zu den Zinsen oder Renten 
den Aufschlag zur weiteren Abgeltung ihrer 
Verwaltungskosten zu erheben, weil auf diese 
Weise vermieden wird, daß sich die Erhö- 
hung der Jahresleistungen auf die Tilgung 
und die HyDOthekengewinnabgabe erstreckt. 
Abs. 2 dient der kostensparenden Verein- 
fachung. 

Zu § 4 

§ 14 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Liquidierung des Umlaufs an Rentenbank- 
scheinen ist zwar bereits überholt durch § 2 
des Gesetzes über die Rentenbankgrund- 
schuld vom 11. Mai 1949 (WiGBl. S. 79), 
seine formelle Aufhebung erscheint aber aus 
Gründen der Übersichtlichkeit zweckmäßig. 
Da durch § 1 Abs. 3 die Staatsaufsicht über 
die Deutsche Rentenbank verstärkte Befug- 
nisse erhält, erübrigt sich — ebenso wie bei 
der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt — 
die Bestellung eines besonderen Kommissars 
der Bundesregierung. Während aber die Un- 
terlassung der Bestellung eines Kommissars 
im allgemeinen weder bei der Deutschen 
Rentenbank-Kreditanstalt noch bei der Deut- 
schen Rentenbank gesetzlich verankert zu 
werden braucht, bedarf es der Aufhebung des 
Art. 18 der Verordnung über die Ablösungs- 
Schuldverschreibungen, weil dieser eine be- 
sondere Überwachung der Ausgabe, der Ein- 
lösung und der Deckung der Ablösungs- 
schuldverschreibungen der Deutschen Ren- 
tenbank vorsieht und bestimmt, daß diese 
Überwachung in den Händen des nach § 9 
der Ersten Osthilfe-Durchführungsverord- 
nung bestellten Kommissare liegt. | 9 a. a. O. 
braucht nicht ausdrücklich aufgehoben zu 
werden, weil er inhaltlich gegenstandslos ge- 
worden ist; Art. 18 a. a. O. aber muß aufge- 
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hoben werden, weil es noch Ablösungsschuld- 
verschreibungen der Deutschen Rentenbank 
gibt; nämlich diejenigen Ablösungsschuldver- 
schreibungen, deren Inhaber nach § 6 der 
35. DVO/UG die Deutsche Rentenbank im 
Bundesgebiet nicht oder noch nicht in An- 
spruch nehmen können. Insoweit ist die 
Landwirtschaftliche Rentenbank nach § 10 
des Abwicklungsgesetzes nicht an die Stelle 
der Deutschen Rentenbank getreten. Die 
Aufhebung kann ersatzlos erfolgen, weil die 
gleichen Aufgaben dem Treuhänder obliegen, 
der nach § 18 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Landwirtschaftliche Rentenbank und Art. 11 
der Verordnung über Ablösungsschuldver- 
schreibungen zu bestellen und tatsächlich 
auch bestellt ist. 

Zu §§ 5 und 6 

Die Änderung des § 10 Abs. 1 des Gesetzes 
zur Abwicklung der landwirtschaftlichen Ent- 
schuldung ergibt sich aus der Tatsache, daß 
nach dessen derzeitiger Fassung eine Inan- 
spruchnahme der Deutschen Rentenbank aus 
Ablösungsschuldverschreibungen nur im Bun- 


desgebiet, nicht aber in Berlin (West) mög- 
lich ist und erscheint daher im Interesse der 
in Berlin (West) wohnhaften Anleihegläubi- 
ger erforderlich. Die §§10 und 11 des Geset- 
zes zur Abwicklung der landwirtschaftlichen 
Entschuldung mußten seinerzeit von der An- 
wendung im Land Berlin ausgenommen wer- 
den (§16 des Gesetzes), weil bei der Beratung 
und Verabschiedung des Gesetzes die Ber- 
liner Altbankenregelung sowohl hinsichtlich 
ihres Zeitpunktes als auch ihrer Form nach 
noch ungewiß war. Dieses Hindernis ist 
durch das Inkrafttreten des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes vom 21. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1439) und des Berliner 
Altbankengesetzes vom 10. Dezember 1953 
(GuVBl. für Berlin S. 1483) beseitigt wor- 
den. 

Zu § 7 

Das spätere Inkrafttreten des Gesetzes ist mit 
Rücksicht darauf vorgesehen, daß die Mög- 
lichkeit geschaffen werden soll, zum gleichen 
Zeitpunkt wie im Bundesgebiet auch das In- 
krafttreten im Land Berlin zu erreichen. 
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